
 

 

 

 
Lörrach, im Mai 2012 

 
 
Mandantenrundschreiben „Gemeinnützige Organisationen“ zum II. Quartal 2012 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder 

geplante Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen 

Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Überlassung von Tiefgaragenstellplätzen durch Gemeinden 

Einführung  

Juristische Personen des öffentlichen Rechts (Körperschaften, Anstalten, Stiftungen) werden im 

Regelfall nicht als Unternehmer behandelt, sofern sie auf öffentlich-rechtlicher Grundlage tätig 

werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Nichtbesteuerung dieser Leistungen größere 

Wettbewerbsverzerrungen zur Folge hätte. 

Sachverhalt 

Eine Gemeinde überließ in einer Tiefgarage Stellplätze auf hoheitlicher Grundlage 

(Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung) gegen Entgelt. Das zuständige Finanzamt 

unterwarf die Einnahmen der Umsatzsteuer, da eine Nicht-Besteuerung private 

Parkhausbetreiber in der Umgebung benachteiligen würde. Hiergegen klagte die Gemeinde und 

verlor schließlich vor dem Bundesfinanzhof (BFH). 

Entscheidung 

In Anlehnung an die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), kommt der BFH zu 

dem Ergebnis, dass die Überlassung der Stellplätze durch die Gemeinde der Umsatzsteuer 

unterliegt. Ansonsten, d. h. im Falle der Behandlung der Gemeinde als Nichtunternehmer, wären 

größere Wettbewerbsverzerrungen die zu befürchtende Folge. 

Konsequenz  

Hatte der BFH auch schon zuvor ähnlich geurteilt, so weist er jetzt ausdrücklich darauf hin, dass 

er seine bisherige Rechtsprechung geändert hat. Damit kann jede Tätigkeit der öffentlichen Hand 

der Umsatzsteuer unterliegen, sofern hierdurch größere Wettbewerbsverzerrungen zu erwarten 

sind. Die Definition der "größeren Wettbewerbsverzerrung" durch den BFH ist auch für andere 

hoheitliche Tätigkeiten von Bedeutung. Demnach kommt eine Nichtbesteuerung nur bei 

unbedeutenden Wettbewerbsverzerrungen in Betracht. Weiterhin ist nicht nur die gegenwärtige 

Konkurrenz zu betrachten, sondern auch potenzielle Wettbewerber. Maßgeblich ist hierbei die Art 

der Tätigkeit und nicht die Betrachtung des lokalen Marktes. Im Fall war daher für den BFH 

entscheidend, dass Parkraum überlassen wurde. Im Hinblick auf die Wettbewerbssituation war es 

unerheblich, ob es sich um Parkraum in Tiefgaragen, Parkhäusern oder Freiflächen handelte. 

Ebenso war die Qualifizierung des Parkplatzes nach dem gültigen Straßen- und Wegerecht ohne 

Bedeutung für die umsatzsteuerliche Behandlung. Das Urteil wird den Kreis der Tätigkeiten der 

öffentlichen Hand, die der Umsatzsteuer unterliegen, erheblich erweitern. Die Betroffenen sollten 

daher prüfen, ob für sie Handlungsbedarf besteht. 

2. Kunst demnächst nur noch zum Regelsteuersatz (19 %)? 

Rechtslage 

Die Lieferung sowie Vermietung von Kunstgegenständen und Sammlungsstücken unterliegt nach 

dem deutschen Umsatzsteuergesetz (UStG) dem ermäßigten Steuersatz von 7 %. Die 

Vorschriften der EU-Mehrwertsteuersytemrichtlinie (MwStSystRL) benennen konkret 

Gegenstände und Dienstleistungen, auf die durch die EU-Mitgliedstaaten ein ermäßigter 

Steuersatz angewendet werden darf; eine umsatzsteuerliche Begünstigung der Lieferung und 

Vermietung von Kunstgegenständen und Sammlungsstücken ist hingegen nicht vorgesehen. 

Neues von der EU-Kommission 

Die EU-Kommission hat Deutschland nun aufgefordert, die begünstigenden Vorschriften zu 

streichen, weil auf Lieferungen von Kunstgegenständen und Sammlungsstücken in der EU der 

Normalsteuersatz (19 %) anzuwenden ist. 

 

 



 

 
 

Konsequenzen 

Deutschland hat zwei Monate Zeit, zu der Aufforderung Stellung zu beziehen. Kulturpolitiker 

sehen schon die "Identität der Kulturnation Deutschland" gefährdet. Allerdings dürfte dies die EU-

Kommission kaum interessieren. Fakt ist, dass Deutschland bisher von einer Sonderregelung 

profitiert hat, für die es keine europarechtliche Grundlage gibt. Es ist daher wahrscheinlich, dass 

Kunstwerke in naher Zukunft teurer werden. Wer vor der Entscheidung steht, sich privat noch das 

eine oder andere Kunstwerk an die Wand zu hängen, sollte sich daher nicht allzu lange Zeit mit 

dem Kauf lassen. 

3. Gilt die 1-Prozent-Regelung auch bei Mittagsheimfahrten nach Hause? 

Kernproblem 

Zu sehr auf die Auskunft seiner Gemeindeverwaltung hatte sich ein hauptamtlicher Bürgermeister 

zu Beginn seiner Amtszeit verlassen, was die Besteuerung seines Dienstwagens angeht. Er 

bekam gesagt, dass das Fehlen eines Fahrtenbuchs bei Lohnsteuer-Außenprüfungen nie zu 

Beanstandungen geführt habe. So wurde das "Behördenfahrzeug" des Bürgermeisters niemals 

Bestandteil eines geldwerten Vorteils, obwohl die Nutzung für Fahrten zwischen Wohnung und 

Rathaus und Zwischenheimfahrten am Mittag gestattet war. Ob hier die Landesfinanzverwaltung 

anderer Auffassung war? 

Sachverhalt 

Die Lohnsteuer-Außenprüfung hatte von der Dienstwagennutzung erfahren und wollte die 

Besteuerung des geldwerten Vorteils nach der 1 %-Methode für die private Nutzung und des 0,03 

%-Zuschlags für die Fahrten zum Rathaus vornehmen. Der Bürgermeister wehrte sich damit, 

dass ihm der Gemeinderat eine Privatnutzung des Dienstwagens untersagt und lediglich die 

morgendlichen und mittäglichen Fahrten zwischen Wohnung und Rathaus akzeptiert habe. 

Zudem sei ein Behördenfahrzeug kein betriebliches Fahrzeug. So habe sich der Bürgermeister 

ständig, z. B. wegen möglicher Feuerwehreinsätze, in Ruf- und Dienstbereitschaft befunden. Und 

wenn er sich in den Wagen setze und im Gemeindegebiet unterwegs sei, seien diese Fahrten 

grundsätzlich dienstlicher Natur, weil dadurch den Bürgern die Präsenz der Verwaltung vermittelt 

werde und es häufig dringende Gründe gebe, unterwegs anzuhalten und dienstlich tätig zu 

werden. Und zu guter Letzt sei es zu Vandalismusvorfällen vor dem Rathaus gekommen, die das 

Parken vor dem Privathaus rechtfertigten. Weil keine Einigung erzielt wurde, stritt man beim 

Finanzgericht (FG) weiter. 

Entscheidung 

Das FG Baden-Württemberg folgte der Auffassung des Finanzamts und berücksichtigte beide 

Bestandteile des geldwerten Vorteils. Zu Begründung führte das FG aus, dass auch 

Behördenfahrzeuge betriebliche Kraftfahrzeuge seien, die sich zum geldwerten Vorteil eignen. 

Somit seien auch die Fahrten zwischen Wohnung und Rathaus nicht allein wegen der damit 

verbundenen Präsenz im Gemeindegebiet grundsätzlich dienstlicher Natur. Zwar rechtfertige die 

bloße kommunalrechtliche Zulässigkeit einer privaten Nutzungsüberlassung keine Rückschlüsse 

auf eine tatsächliche Privatnutzung. Hierauf käme es aber im Streitfall nicht an, weil für 

mittägliche private Zwischenheimfahrten ein Werbungskostenabzug nicht möglich und damit auch 

nicht mit dem 0,03 %-Zuschlag abgegolten sei. Dieser zusätzliche Nutzungsvorteil könne 

vielmehr nur durch die Fahrtenbuch- oder 1 %-Regel steuerlich erfasst werden. 

Konsequenz 

Eine Lösung nach Gutsherrenart widersprach hier dem Gesetz. Den Bürgermeister hätte nur ein 

Fahrtenbuch gerettet, um den Sachbezug möglichst gering zu halten. Ohne Mittagsheimfahrt 

wäre lediglich der 0,03 %-Zuschlag zum Ansatz gekommen. Denn nach neuerer Rechtsprechung  

 



 

 
 

 

des BFH gibt es keinen Beweis des ersten Anscheins, dass der Arbeitnehmer einen ihm zu 

dienstlichen Zwecken überlassenen Pkw daneben auch privat nutzen darf. 

4. Abgrenzung von Spenden und Zahlungen für Satzungszweck 

Kernfrage 

Spenden an eine gemeinnützige Organisation mindern das zu versteuernde Einkommen des 

Spenders. Voraussetzung ist, dass die Spenden vom Steuerpflichtigen freiwillig und ohne 

Gegenleistung zur Förderung der gesetzlich festgelegten steuerbegünstigten Zwecke geleistet 

werden. Darf der Spendenabzug auch vorgenommen werden, wenn die eigene Satzung eine 

Spende an eine bestimmte gemeinnützige Organisation verpflichtend vorsieht? 

Sachverhalt 

Eine Stiftung betreibt eine öffentliche Sparkasse. Nach der Stiftungssatzung sind die in einem 

Jahr erzielten Überschüsse zunächst in einem bestimmten Umfang einer Sicherheitsrücklage 

zuzuführen. Der Rest ist an eine bestimmte, eindeutig definierte gemeinnützige Organisation zu 

überweisen oder als Mittelvortrag bei der Stiftung zu belassen. Ausnahmen hiervon bedürfen der 

behördlichen Genehmigung. Die Stiftung begehrt für die Zuwendungen an die gemeinnützige 

Organisation den Spendenabzug. Finanzamt und Finanzgericht lehnen dies ab. 

Entscheidung 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs (BFH) mindern die Zahlungen das Einkommen der Stiftung 

nicht. Entgegen der Auffassung der Vorinstanz liegen keine so genannten 

Einkommensverteilungen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes vor. Sie sind bei Stiftungen 

nicht möglich; Stiftungen sind Vermögensmassen, die weder über Gesellschafter noch Mitglieder 

verfügen. Der Spendenabzug ist ebenfalls zu verwehren. Die Stiftung hat ihre "Spenden" nicht 

freiwillig geleistet, sondern weil sie dazu nach ihrer Satzung verpflichtet ist. 

Konsequenzen 

Die Satzungen von Förderkörperschaften sollten im Hinblick auf eine Verpflichtung zu Abführung 

ihrer Mittel an eine bestimmte gemeinnützige Organisation durchgesehen werden. Ob gleichwohl 

Änderungsbedarf besteht, erfordert die Betrachtung des Einzelfalles. Der vorliegende Sachverhalt 

weißt insoweit eine Besonderheit auf, als die Stiftung als Förderkörperschaft selbst nicht 

gemeinnützig ist. 

5. Öffentliche Hand: BFH kippt den "Beistandserlass" 

Kernproblem 

Die öffentliche Hand ist nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art umsatzsteuerlicher 

Unternehmer. Nur insoweit können juristische Personen des öffentlichen Rechts 

umsatzsteuerpflichtige Leistungen erbringen und im Gegenzug den Vorsteuerabzug geltend 

machen. Seit vielen Jahren wird kontrovers diskutiert, wie weit der Begriff des "Betriebs 

gewerblicher Art" zu fassen ist. Während Rechtsprechung, Literatur und Bundesrechnungshof für 

eine weite Auslegung plädieren, hat die Finanzverwaltung immer wieder großzügige Ausnahmen 

zugelassen und damit einen Teil der Betätigung der öffentlichen Hand von der 

Umsatzbesteuerung ausgenommen. 

Sachverhalt 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte einen Fall zu entscheiden, in dem eine der Gemeinde 

gehörende Sport- und Freizeithalle teilweise für den Schulsport genutzt wurde, wobei die Nutzung 

sowohl durch Schulen der Eigentümer-Gemeinde als auch durch Schulen der Nachbargemeinden 

erfolgte. Außerhalb der Schulzeiten wurde die Halle gegen Entgelt auch an Sportvereine und 

Privatpersonen zur Nutzung überlassen. Die Gemeinde wollte die Nutzungsüberlassung der  



 

 
 

Umsatzsteuer unterwerfen und gleichzeitig den Vorsteuerabzug aus den Baukosten geltend 

machen. Finanzamt und Finanzgericht folgten diesem Wunsch nicht, da ihrer Auffassung nach 

kein Betrieb gewerblicher Art vorlag. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof sieht dies anders und hob das erstinstanzliche Urteil auf. Für die 

Münchener Richter ist die Gemeinde bei der entgeltlichen Nutzungsüberlassung einer Sport- und 

Freizeithalle als Unternehmer tätig, wenn sie ihre Leistung entweder auf zivilrechtlicher Basis oder 

- im Wettbewerb zu Privaten - auf öffentlich-rechtlicher Grundlage erbringt. Da Sport- und 

Freizeithallen regelmäßig auch von privaten Unternehmen betrieben werden können, liegt eine 

(potenzielle) Wettbewerbssituation und damit ein Betrieb gewerblicher Art vor. Dies soll 

ausdrücklich auch gelten, soweit die Halle einer Nachbargemeinde zur Nutzung überlassen wird. 

Konsequenz 

Speziell der letztgenannte Leitsatz der Entscheidung birgt eine enorme Sprengkraft für die 

öffentliche Hand. Bislang hatte die Finanzverwaltung Leistungen zwischen zwei juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts (z. B. Städte, Gemeinden, Zweckverbände) in aller Regel als 

so genannte hoheitliche und damit nicht steuerbare "Beistandsleistungen" angesehen, auch wenn 

es sich hierbei lediglich um hoheitliche Teilleistungen oder Hilfsgeschäfte handelte (z. B. 

Datenverarbeitung durch einen Zweckverband für die angeschlossenen Kommunen). Sollte sich 

die BFH-Auffassung durchsetzen, droht für derartige Leistungen künftig die Umsatzsteuerpflicht 

und damit eine deutliche Verteuerung, da die Leistungsempfänger regelmäßig nicht zum 

Vorsteuerabzug berechtigt sind. Organisationsstrukturen in der öffentlichen Hand müssen unter 

Umständen vollständig auf den Prüfstand gestellt werden. 

6. Umsatzsteuerbefreiung für ehrenamtliche Tätigkeit 

Rechtslage 

 Erhalten ehrenamtliche Helfer ein Entgelt für ihre Tätigkeit, so ist dieses von der Umsatzsteuer 

befreit, sofern es sich lediglich um Auslagenersatz bzw. angemessene Entschädigungen für den 

entstandenen Zeitverlust handelt. 

Neue Verwaltungsanweisung 

 Nach Ansicht des Bundesfinanzministeriums (BMF) ist eine Entschädigung in Höhe von 50 EUR 

je geleisteter Stunde ehrenamtlicher Tätigkeit in der Regel angemessen. Die Vergütung darf aber 

insgesamt im Jahr den Betrag von 17.500 EUR nicht übersteigen. Ferner setzt die 

Steuerbefreiung voraus, dass der Zeitaufwand nachvollziehbar dokumentiert wird. 

Konsequenz 

 Wer die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen möchte, muss die Vorgaben des 

Bundesfinanzministeriums genau befolgen. Abweichungen hiervon ziehen den Verlust der 

Steuerbefreiung nach sich. So unterliegen pauschale oder unangemessene Vergütungen nicht 

nur der Umsatzsteuer, sondern ihre Zahlung führt ebenfalls dazu, dass die Steuerbefreiung für 

sämtliche andere Vergütungen, also auch für angemessene, versagt wird. 

7. Behindertendienstfahrten umsatzsteuerfrei? 

Kernfrage 

Leistungen eines Wohlfahrtsverbandes sind unter bestimmten Voraussetzungen von der 

Umsatzsteuer befreit. So müssen die Leistungen unter anderem unmittelbar dem nach der 

Satzung begünstigten Personenkreis zugute kommen. Mit der Auslegung des Begriffs der 

Unmittelbarkeit hatte sich kürzlich der Bundesfinanzhof (BFH) zu befassen. 

 

 



 

 
 

 

Sachverhalt 

Ein Wohlfahrtsverband betreibt einen Fahrdienst. Gemäß der Bestimmungen der Verträge, die 

der Verband mit gemeinnützigen Organisationen, dem Amt für Kindertagesstätten, sowie dem 

Jugend- und dem Sozialamt abgeschlossenen hat, werden Menschen zu den entsprechenden 

Einrichtungen befördert. Die meisten der beförderten Menschen sind Personen, die hilfsbedürftig 

und nach der Satzung des Vereins begünstigt sind. Das Finanzamt jedoch lehnte die 

Anwendbarkeit der Umsatzsteuerbefreiung ab und unterwarf die Umsätze dem Regelsteuersatz. 

Dagegen klagte der Verband und bekam Recht. 

Entscheidung 

Der BFH erkannte die Umsatzsteuerbefreiung an. Die Leistungen kommen dem begünstigten 

Personenkreis auch dann unmittelbar zugute, wenn das Unternehmen Fahrdienstleistungen ohne 

Zwischenschaltung Dritter an Menschen mit Behinderung erbringt und dabei aufgrund eines mit 

einer anderen Person abgeschlossenen Vertrags tätig wird. Die Unmittelbarkeit ist 

leistungsbezogen auszulegen. Entscheidend ist, dass der Wohlfahrtsverband die 

Fahrdienstleistungen ohne Zwischenschaltung Dritter tatsächlich an die hilfsbedürftigen Personen 

selbst erbringt. 

Konsequenz 

Die Entscheidung ist zu begrüßen. Die Finanzverwaltung wird ihre gegenläufige Auffassung im 

Umsatzsteueranwendungserlass anpassen müssen. 
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